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Das Bundeskartellamt hat die Prüfung von zwei verschiedenen Unternehmenskooperationen und Nachhaltigkeitsinitiativen

abgeschlossen (s. Meldung BKartA vom 18.1.2022): eine Initiative des deutschen Einzelhandels und der Deutschen Gesell-

schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH zu existenzsichernden Löhnen im Bananensektor sowie aktuelle Pläne

zur Erweiterung der Initiative Tierwohl auf die Rindermast. Diese Überprüfungen seien Teil des Angebotes des Amtes, Unter-

nehmen mit Blick auf Kooperationen zu beraten und gerade bei Nachhaltigkeitsstrategien Hinweise darauf zu geben, wie

diese in das Wettbewerbsrecht eingebettet werden können. Nachhaltigkeitsinitiativen bestehen oft aus Vereinbarungen zwi-

schen konkurrierenden Unternehmen über wettbewerbsrelevante Themen, wie Preise und Konditionen, so dass auch die

kartellrechtlichen Rahmenbedingungen berücksichtigt werden müssen. Andreas Mundt, Präsident des Bundeskartellamtes:

„Das Kartellrecht steht Kooperationen zum Erreichen von Nachhaltigkeitszielen nicht im Wege – ganz im Gegenteil. Funk-

tionierender Wettbewerb ist Teil der Lösung, denn Nachhaltigkeit braucht Innovationen, die wiederum nur unter Wettbe-

werbsbedingungen entstehen. Wenn eine Kooperation den Wettbewerb beschränkt, muss sie sich am Kartellrecht messen

lassen. Unsere Zusammenarbeit mit verschiedenen Initiativen zeigt allerdings, dass das Kartellrecht hinreichend flexibel ist,

um Nachhaltigkeitsinitiativen insbesondere bezüglich gemeinsamer Standards zu unterstützen und dabei auf faire und trans-

parente Rahmenbedingungen zu achten. Aber es gibt auch Grenzen. Die Kooperationen müssen der Nachhaltigkeit auch

wirklich dienen und dürfen nicht nur darauf abzielen, die Marge des einen oder anderen Unternehmens zu erhöhen.“ Mit

dem Thema „Kartellrecht und Nachhaltigkeit: Neue Regeln für Umweltschutzvereinbarungen von Wettbewerbern?“ haben

sich Seeliger/Gürer in BB 2021, 2050ff. ausführlich auseinandergesetzt.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

EuGH: Architektenhonorar – Anwendung

der unionsrechtswidrigen HOAI-Mindestho-

norar-Regelung bei Rechtsstreit zwischen

Privatpersonen

Mit Urteil vom 18.1.2022 – C-261/20 – in der

Rechtssache Thelen Technikpark Berlin hat der

EuGH entschieden, dass, obwohl der Gerichtshof

bereits festgestellt hat, dass die deutsche Rege-

lung, die Mindesthonorare für die Leistungen von

Architekten und Ingenieuren festsetzt (HOAI), ge-

gen die Dienstleistungsrichtlinie verstößt, ein

nationales Gericht, bei dem ein Rechtsstreit zwi-

schen Privatpersonen anhängig ist, nicht allein

aufgrund des Unionsrechts verpflichtet ist, diese

deutscheRegelungunangewendet zu lassen.Dies

gilt jedoch unbeschadet zum einen der Möglich-

keit dieses Gerichts, die Anwendung dieser Rege-

lung im Rahmen eines solchen Rechtsstreits auf-

grunddes innerstaatlichenRechtsauszuschließen,

und zum anderen der Möglichkeit der durch die

Unvereinbarkeit dieser Regelungmit demUnions-

recht geschädigten Partei, gegebenenfalls Scha-

densersatz vomdeutschen Staat zu verlangen.
(PM EuGH Nr. 6/2022 vom 18.1.2022)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-129-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Anspruch der Aktionäre der Zielgesell-

schaft auf angemessene Gegenleistung

§ 31 Abs. 1 Satz 1 WpÜG vermittelt nur den Ak-

tionären der Zielgesellschaft, die das öffentliche

Angebot annehmen, einen Anspruch auf eine

angemessene Gegenleistung.

Die Pflicht zum Angebot einer angemessenen

Gegenleistung begründet keine vorvertragliche

Nebenpflicht des Bieters gegenüber den Aktio-

nären der Zielgesellschaft.

§ 31 Abs. 1 Satz 1 WpÜG ist kein Schutzgesetz

im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB.

BGH, Urteil vom 23.11.2021 – II ZR 312/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-129-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Unlautere Ausnutzung der Wertschät-

zung der Marke – Öko-Test III

a) Die Verwendung einer bekannten Marke, die

ein Testlogo darstellt, zur Bewerbung eines ge-

testeten Produkts mit dem um das Testergebnis

und die Fundstelle ergänzten Testlogo stellt eine

unlautere Ausnutzung der Wertschätzung der

Marke dar, wenn für die getestete Produktgrup-

pe ein neuerer Test mit veränderten Testkriterien

vorliegt.

b) Der Markeninhaber kann seinen durch eine

Markenverletzung entstandenen Schaden nicht

nach den Grundsätzen der Lizenzanalogie be-

rechnen, wenn er in ständiger Lizenzierungspra-

xis ausschließlich unentgeltliche Lizenzen an der

verletzten Marke erteilt.

c) Der Markeninhaber kann seinen durch eine

Markenverletzung entstandenen Schaden nach

den Grundsätzen der Herausgabe des Verletzer-

gewinns berechnen, auch wenn er seine Marke

selbst nicht kommerziell vermarktet.

BGH, Urteil vom 16.12.2021 – I ZR 201/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-129-3

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Fahrlässige Dienstpflichtverletzung ei-

nes Notars

a) Unterlässt es der Notar, in einem Formularent-

wurf enthaltene Textteile zu streichen, die nicht

Gegenstand der Erklärung der Urkundsbeteilig-

ten waren, stellt dies einen Verstoß gegen § 44a

Abs. 1 BeurkG i.V. m. § 17 Abs. 1 BeurkG dar.

b) Ein vorsätzlicher Verstoß gegen § 17 Abs. 2a

Satz 2 Nr. 2 BeurkG wird nicht dadurch ausge-

schlossen, dass der Notar glaubte, die Übergabe

der Vertragsunterlagen durch die Vertriebsmitar-

beiter reiche zur Fristwahrung aus.

c) Der Umstand allein, dass der Notar, veranlasst

durch ein hohes Urkundenaufkommen, fahrlässi-

ge Dienstpflichtverletzungen begangen hat, ver-

mag nicht die Annahme zu begründen, er habe

dies im Gewinninteresse bewusst in Kauf ge-

nommen und damit aus Gewinnsucht gehan-

delt.

BGH, Urteil vom 15.11.2021 – NotSt(Brfg) 2/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-129-4

unter www.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a. M.: Gerichtliche Bestellung

von Aufsichtsratsmitgliedern bei Vakanz

und laufendem Übernahmeangebot vor Ab-

lauf der 3-Monatsfrist

In dringenden Fällen ist ein Aufsichtsrat auch

vor Ablauf der 3-Monatsfrist auf die satzungs-

mäßig vorgesehene Zahl durch gerichtliche Be-

stellung zu ergänzen. Das OLG Frankfurt a. M.

hat mit Beschluss vom 13.1.2022 – 20 W 5/22,

20 W 9/22 – im Hinblick auf ein laufendes Über-

nahmeangebot der betroffenen Bank drei Auf-

sichtsratsmitglieder, befristet bis zur nächsten

ordentlichen Hauptversammlung, bestellt.

Auf der außerordentlichen Hauptversammlung

der in Wiesbaden ansässigen börsennotierten

Bank sind Anfang Dezember 2021 drei Mitglie-

der des drittelparitätisch mitbestimmten Auf-

sichtsrats abgewählt worden. Der von einer Min-

derheitsaktionärin vorgeschlagenen Neuwahl

von drei Aufsichtsratsmitglieder wurde nicht zu-

gestimmt. Der Aufsichtsrat besteht damit ge-

genwärtig statt der satzungsmäßig vorgesehe-

nen zwölf Personen nur aus neun. Der Aufsichts-

ratsvorsitzende hatte deshalb beim AG Wiesba-
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